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BESCHLUSS 
 

 

des Präsidiums der FDP, Berlin, 6. November 2023 
 

 

 

Demokratie fördern – Extremismus bekämpfen 
 

Wir Freie Demokraten verurteilen Antisemitismus, Israelhass und Terrorverharmlosung bei pro-paläs-

tinensischen Demonstrationen in Deutschland auf das Schärfste. Das Existenzrecht Israels ist Teil der 

deutschen Staatsräson. Daher unterstützen wir die Sicherheitsbehörden und die Justiz in der Verfol-

gung von menschenverachtenden, antisemitischen und volksverhetzenden Tatbeständen. Hasspredi-

ger und andere Scharfmacher sind mit allen Instrumenten des Rechtsstaats zu verfolgen. Dazu zählt 

in letzter Konsequenz auch eine Überprüfung und der Entzug des Aufenthaltsrechts. Denn jeder, der 

in Deutschland lebt, muss unser Grundgesetz und die freiheitlich-demokratische Grundordnung res-

pektieren.  

 

Aus diesen Gründen dürfen Initiativen, die demokratiefeindliches, islamistisches oder antisemitisches 

Gedankengut teilen oder verbreiten, keine Gelder aus Fördermaßnahmen und Programmen des Bun-

des und der Länder erhalten. Das wäre falsch und würde dem Ansehen Deutschlands schwer scha-

den. Wir erwarten von den zuständigen Verantwortlichen in der Bundesregierung, dass sie alles dafür 

tun, das Demokratiefördergesetz danach auszurichten.    

 

Mit Blick auf das Demokratiefördergesetz ist die Position von uns Freien Demokraten daher klar:   

 

1. Das Gesetz muss dazu dienen, die Prävention gegen jede Form von Extremismus zu stärken. 

Dazu zählen unter anderem Links-, Rechts-, oder islamistischer Extremismus. 

2. Antisemitismus, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit sind zu bekämpfen. Dazu braucht es 

eine starke Zivilgesellschaft und staatliche Förderung dieser. Initiativen, die das Existenzrecht 

Israels in Frage stellen, dürfen aber keine staatlichen Gelder erhalten. 

3. Staatliche Gelder dürfen nur solchen Initiativen und Trägern zugutekommen, die die Ziele des 

Grundgesetzes fördern und die freiheitlich-demokratische Ordnung achten. Organisationen, 

die diese zu unterminieren versuchen, müssen von staatlichen Geldern ausgeschlossen wer-

den. 


